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Europawahlen

Rechte profitieren weiter vom  
Credo der Alternativlosigkeit
Thorsten Fuchshuber

EUROPA

land, Italien und Polen sind die erdrü-
ckenden Lebenshaltungskosten das 
maßgebliche Thema, in den Nieder-
landen ist es die Wohnungskrise. Als 
zweitwichtigstes Problem nannten die 
Menschen in Italien und Polen die Ge-
sundheitsversorgung; in Frankreich, 
Deutschland und den Niederlanden 
die Migrationspolitik.

Bereits Ende Januar hatte der „Eu-
ropean Council on Foreign Relations“ 
(ECFR) eine Prognose veröffentlicht, 
aus der sich ein ähnliches Bild ergibt. 
Demnach werden in allen oben ge-
nannten Ländern außer Deutschland 
antieuropäisch orientierte populisti-
sche Parteien als Siegerinnen aus den 
Wahlen zum Europaparlament her-
vorgehen. Das selbe gilt für Österreich, 
Belgien, die Tschechische Republik so-
wie die Slowakei. Das könne für künf-
tige europapolitische Entscheidungen 
einen „scharfen Rechtsruck” bedeu-
ten, so der Thinktank. Dies gelte insbe-
sondere für umweltpolitische Vorha-
ben wie den „European Green Deal“.

Zwar wird die „Europäische Volks-
partei“ (EVP) der Studie zufolge die 
stärkste politische Gruppe im Euro-
päischen Parlament bleiben. Doch die 
großen Gewinnerinnen werden die 
Parteien der populistischen Rechten. 
Mit 59 Sitzen bislang die zweitkleins-
te Fraktion, könnte „Identität und De-
mokratie“ (ID) auf 99 Sitze kommen. 
Damit wäre die am weitesten rechts 
stehende Fraktion die drittstärkste 
Kraft im EU-Parlament, nach der EVP 
und der Fraktion der „Progressiven 
Allianz der Sozialdemokraten“ (S&D). 
In ID sind neben dem Rassemblement 
National“ unter anderem auch Gert 
Wilders‘ „Partei für die Freiheit“ (PVV; 

derzeit ohne Sitz im EU-Parlament), 
die „Freiheitliche Partei Österreichs“ 
(FPÖ) und der belgische „Vlaams Be-
lang“ organisiert.

Der Fraktion der Europäischen 
Konservativen und Reformer (EKR), 
die bislang 68 Sitze innehat, wird ein 
Zuwachs von 18 Sitzen vorausgesagt. 
In ihr sind Parteien wie die AfD und 
die ehemalige polnische Regierungs-
partei „Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) 
zusammengeschlossen.

Buhlen um Orbán

Beide Gruppen bemühen sich der-
zeit, Ungarns Fidesz an Bord zu be-
kommen. Die Partei des ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orbán hat-
te die EVP 2021 verlassen, nachdem sie 
zuvor wegen der Verstöße gegen die 
Rechtsstaatlichkeit nahezu zwei Jah-
re suspendiert gewesen war. Wer von 
den beiden Fidesz für sich gewinnen 
kann, wird vermutlich zur drittgröß-
ten Gruppe im EU-Parlament avancie-
ren, da die ungarische Partei laut der 
ECFR-Prognose weitere 14 Sitze mit 
sich bringt.

Orbán selbst gab zuletzt zu verste-
hen, dass er sich auf die EKR orientiert 
und hat Anfang Februar gegenüber 
den italienischen Tageszeitungen „La 
Repubblica“ und „La Stampa“ einen 
Beitritt nach den EU-Wahlen in Aus-
sicht gestellt. Italiens Ministerpräsi-
dentin Giorgia Meloni, deren „Fratelli 
d’Italia“ ebenfalls im EKR sind, hatte 
sich zuletzt als dynamisches Duo mit 
ihrem ungarischen Amtskollegen prä-
sentiert und dessen Verzicht auf eine 
weitere Blockade der Ukraine-Hilfen 
auf ihren Einfluss zurückgeführt. Sie 

hofft, ihn auf diese Weise an ihre Frak-
tion im EU-Parlament anbinden zu 
können und sich als große Strippenzie-
herin zu präsentieren. Dennoch bleibt 
Orbáns grundsätzlich russlandfreund-
liche Haltung ein Grund, weshalb auch 
die ID sich noch Hoffnungen auf die 
Sitze macht, die er mit sich bringen 
würde, da man in der Ukraine-Frage 
einer Meinung ist.

Gunnar Beck von der AfD, der 
stellvertretender Vorsitzender der ID-
Gruppe ist, hält es nicht einmal für 
ausgeschlossen, dass sich die beiden 
Gruppen am Ende in einer Fraktion 
zusammenfinden. „Mit der EKR ha-
ben wir ja schon erhebliche inhalt-
liche Übereinstimmungen“, so Beck 
im Interview mit dem europapoliti-
schen Nachrichtenportal „Euractiv“: 
„Im Grunde gibt es nur einen Bereich, 
nämlich die Außenpolitik – insbeson-
dere der Ukraine-Krieg – wo die Zu-
sammenarbeit etwas schwieriger ist.“

Wer auch immer Orbán und Co. 
schließlich für sich gewinnen wird: 
Gemeinsam werden ID und EKR nach 
den Wahlen über ein Viertel der Sitze 
im Parlament verfügen, sofern sich 
die Prognosen bewahrheiten. Das wird 
die üblichen themengebundenen Ab-
stimmungskoalitionen gehörig durch-
einander wirbeln und Auswirkungen 
nicht nur auf Themen wie Umwelt-
politik und Migration haben, wo die 
Rechte weitere Restriktionen fordert 
und den einzelnen Mitgliedsstaaten 
diesbezüglich auch mehr Freiraum 
gewähren will. „Nach Juni 2024 wird 
es für die Abgeordneten der Mitte und 
der linken Mitte (…) wahrscheinlich 
schwieriger sein, sich gegen die fort-
gesetzte Aushöhlung der Demokratie, 

Laut Umfragen wird die populisti-
sche und autoritäre Rechte bei den 
Europawahlen jeden vierten Sitz im 
Europaparlament erringen. Doch 
auch das Zentrum rückt immer 
weiter nach rechts. Über einen 2014 
begonnenen Trend.

Schon wieder eine Umfrage, die 
einen massiven Stimmzuwachs rechts-
extremer Parteien bei den Europa-
wahlen im Juni prognostiziert: Am 
vergangenen Montag veröffentlichte 
das Nachrichtenmagazin „Politico“ die 
Ergebnisse einer im Januar durchge-
führten Telefonumfrage, wonach dies 
in vier der fünf beteiligten Länder zu 
erwarten ist – in Italien, Frankreich, 
Deutschland und den Niederlanden. 
Lediglich in Polen ergibt sich ein etwas 
anderes Bild.

In Frankreich würde der „Ras-
semblement National“ dieser Vorher-
sage nach ein Drittel aller Stimmen 
einfahren, während Éric Zemmours 
„Reconquête“ sechs Prozent erhielte. 
Das von Präsident Emmanuel Macron 
gegründete Parteienbündnis „Ensem-
ble“ würde 14 Prozent der Stimmen 
erhalten. In Deutschland würde die 
„Alternative für Deutschland“ (AfD) im 
Vergleich zu den Europawahlen von 
2019 von 11 auf 17 Prozent der Stim-
men klettern.

Zu den Gründen für ihr Votum 
befragt, gab der Großteil der Befrag-
ten an, die Situation im eigenen Land 
sei dafür ausschlaggebend. Nirgends 
war die europäische Ebene den Be-
fragten wichtiger als in Deutschland, 
und auch da nannten nur 15 Prozent 
die EU-Politik als Grund für ihre Ent-
scheidung. In Frankreich, Deutsch-

https://ecfr.eu/publication/a-sharp-right-turn-a-forecast-for-the-2024-european-parliament-elections/
https://ecfr.eu/publication/a-sharp-right-turn-a-forecast-for-the-2024-european-parliament-elections/
https://www.euractiv.de/section/europawahlen/news/offene-einladung-orbans-fidesz-partei-soll-rechte-id-fraktion-verstaerken/
https://www.politico.eu/article/french-far-right-poised-record-surge-eu-parliament-election-poll-shows-bardella-national-rally/
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Der Platz links im Bild bleibt frei: 
Ungarns Ministerpräsident  

Viktor Orbán und Marine Le Pen 
vom französischen „Rassemblement 

National“ – zwei Aushängeschilder der 
europäischen autoritären Rechten. 
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Sturm“ ergeben. Dazu hätten auch die 
Medien beigetragen. Statt die Flücht-
lingssituation nüchtern als politische 
Aufgabe darzustellen, die es zu be-
wältigen gelte, habe man bereitwillig 
von einer „Krise“ und damit von einer 
außer Kontrolle geratenen Situation 
gesprochen. Das habe die Menschen 
empfänglicher für populistische und 
autoritäre Rhetorik gemacht. Auch 
Orbáns Aufstieg zum migrationspoli-
tischen Widersacher in der EU habe 
damals begonnen.

Damit war das Feld bereitet für den 
Erfolg der populistischen und extre-
men Rechten bei nationalen und auch 
bei den Europawahlen 2019. Zuvor 
sei auch medial eine Stimmung auf-
gebaut worden, als stünde ein Kräfte-
messen epischen Ausmaßes zwischen 
einer erstarkten Rechten und einem 
umkämpften Establishment bevor. 
Mudde erinnert jedoch daran, dass der 
Durchmarsch rechter Parteien längst 
nicht so vollständig war wie prognos-
tiziert. So hätten der „Rassemblement 
National“ und die FPÖ bei der genann-
ten EU-Wahl Prozente eingebüßt und 
Wilders’ PVV gar alle vier Sitze im Eu-
ropaparlament verloren.

Den wichtigsten Aspekt sieht Mud-
de jedoch im Rechtsruck der etablier-
ten rechten Parteien. Deren „fehlge-
leitete Strategie“, die rechtsextremen 
und populistischen Parteien zu kopie-
ren, habe den längst wieder abgeflau-
ten Anstieg der Asylbewerberzahlen 
überdauert. Die Wählerschaft jedoch 
habe sich häufig lieber fürs Original 
anstatt für die Kopie entschieden. Dies 
gilt umso mehr bei den Europawah-
len. Zwar ist das Europaparlament das 
gesetzgebende Organ, doch hängt die 

Exekutive – die Europäische Kommis-
sion und wichtiger noch: der Rat der 
Europäischen Union – vorrangig von 
den in den jeweiligen Mitgliedsstaaten 
verfolgten Politiken ab. Der Einfluss 
des gewählten Gremiums ist also sehr 
reduziert. Solche Wahlen „zweiter Ord-
nung“, wie Mudde sie bezeichnet, wer-
den erfahrungsgemäß besonders gern 
für den Protest per Wahlzettel genutzt.

Zweierlei Extremismus

Allen migrationspolitischen De-
batten zum Trotz wurden jedoch 
auch in Umfragen vor den EU-Wahlen 
2019 sozioökonomische Themen wie 
Arbeitslosigkeit, steigende Lebens-
haltungskosten und öffentliche Ge-
sundheitsversorgung als drängendste 
Probleme genannt – Themen also, wie 
sie auch bei der jüngsten ECFR-Stu-
die angeführt worden sind. Das ver-
weist auf einen weiteren wichtigen 
Punkt des von Mudde beschriebenen 
grundlegenden Wandels: das Aufbe-
gehren gegen eine Politik, die ihren 
Wähler*innen kaum noch eine echte 
Wahlmöglichkeiten bietet. Das Credo 
der pragmatischen Zwänge und der 
wirtschaftspolitischen Alternativlo-
sigkeit, das seit Jahrzehnten nicht nur 
die Politik in der EU, sondern auch 
vieler nationaler Regierungen domi-
niert, wurde von dem Rechtsphiloso-
phen Johan van der Walt im Interview 
mit dieser Zeitung als „ordo-liberaler 
Extremismus“ bezeichnet. Dieser sei 
„wesentlich technokratisch, denn 
er propagiert die Einrichtung eines 
wohlfunktionierenden Marktes, und 
jenseits dessen soll man keine Fragen 
stellen“ (woxx 1357).

Ganz in diesem Sinne hat Cas Mud-
de den Aufstieg der populistischen 
Rechten als „illiberal-demokratische 
Kritik an einem undemokratischen 
Liberalismus“ interpretiert. Dieser 
Aufstieg wird wohl weiter andauern, 
auch dank Regierungen wie der fran-
zösischen, die darauf baut, egal was 
sie macht, am Ende doch wiederge-
wählt zu werden, weil die Mehrzahl 
der Wähler*innen letztlich jede Kröte 
schlucken wird, um den Einzug von 
Marine Le Pen in den Élysée-Palast zu 
verhindern.

Allerdings wäre es ein Trugschluss 
zu glauben, die meisten derer, die 
rechts wählen, seien Grunde ihres Her-
zens demokratisch gesinnt. Eine im 
vergangenen Jahr ebenfalls im „Jour-
nal of Democracy“ erschienene Studie 
zeigt, dass ein nicht unerheblicher Teil 
der Wähler*innen rechtsextremer und 
autoritärer Parteien grundsätzlich be-
reit ist, demokratische Prinzipien über 
Bord zu werfen, wenn eine jeweilige 
Partei ihre Interessen zu vertreten ver-
spricht. „Die Ablehnung der illiberalen 
Rechten gegenüber der Demokratie 
beschränkt sich nicht auf ihre libera-
len Komponenten, sondern ist allum-
fassend“, heißt es dort. In ganz Europa 
repräsentierten Wähler*innen, die mit 
der extremen Rechten sympathisieren, 
ein noch weitgehend „ungenutztes au-
toritäres Potenzial“ (woxx 1720).

Nun könnte man sich natürlich da-
mit beruhigen, Entwicklungen wie der 
Regierungswechsel in Polen würden 
zeigen, dass es auch einen Weg zurück 
von ganz rechts ins Zentrum gibt. Doch 
lässt sich etwa an der EU-Klima- und 
der Asylpolitik ablesen: Das Zentrum 
ist schon weit nach rechts gerückt.

der Rechtsstaatlichkeit und der bür-
gerlichen Freiheiten in Ungarn und 
jedem anderen Mitgliedstaat, der sich 
in diese Richtung bewegen könnte, 
zu wehren“, so die Autor*innen der 
ECFR-Studie.

Dahinter steht eine fundamenta-
lere Entwicklung, die mit dem Wahl-
ergebnis im Juni vermutlich nur ihre 
Fortsetzung finden wird. Bereits nach 
den Europawahlen von 2019 hatte der 
niederländische Politikwissenschaft-
ler Cas Mudde in einem Aufsatz für 
das „Journal of Democracy“ analysiert, 
das Erstarken der populistischen radi-
kalen Rechten sei „nur der sichtbarste 
Aspekt eines grundlegenderen Wan-
dels in der europäischen Politik – ei-
nes Wandels, zu dem auch eine Ver-
schiebung der Wählerprioritäten, eine 
deutliche Veränderung der Program-
me der etablierten Parteien und der 
wachsende Einfluss des ungarischen 
Ministerpräsidenten und Förderers 
der ‚illiberalen Demokratie‘ Viktor Or-
bán gehören“.

Grundlegender Wandel

Diese Entwicklung hat laut dem 
Wissenschaftler mit den Europawah-
len 2014 ihren Anfang genommen. 
Damals habe der Aufstieg des Popu-
lismus im weiteren Sinne begonnen, 
angeheizt durch die Wirtschafts- und 
Finanzkrise von 2008 und die nach-
folgende Große Rezession. Das Flücht-
lingsaufkommen im Jahr 2015 und 
die islamistisch motivierten Terroran-
schläge in Brüssel, Berlin, Paris und 
London im selben Jahr und den Jahren 
danach hätten für die rechtspopulisti-
schen Parteien dann einen „perfekten 

https://www.woxx.lu/recht-und-politik-der-ausnahmezustand-ist-eine-technokratische-antwort/
https://www.journalofdemocracy.org/articles/in-europe-democracy-erodes-from-the-right/
https://www.woxx.lu/schwedens-eu-ratspraesidentschaft-das-autoritaere-potenzial/
https://www.journalofdemocracy.org/articles/the-2019-eu-elections-moving-the-center/

